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DieZahlderWohnungsanforderungengehtzurück.DasvomNationalratfür
dasJahr1923beschlosseneWohnungsanforderungsgesetzerschwertleider
dieArbeitdesWienerWohnungsamtesnichtunerheblich.Dieskommtsinn¬
fällig in derZahlderrechtskräftigangefordertenWohnungenzumAusdruch
So wurdenim Jahre 1922 auf Grundder Wiener Anforderungsverordnungnoch

9692Anforderungenrechtskräftig,währendimJahre1923 ,in demaufGrund
desneuenGesetzesangefordertwerdenmusste ,dieZahlderrechtskräftig
gewordenenAnforderungenauf6014zurückging.IndenerstenneunMonaten
dosJahres1924konntennurmehr3733rechtskräftigeAnforderungener¬
reicht werden .Diese Zahlenzeigen ,dass viele Wohnungendurch dielocke - ¬
ren Maschendes neuenGesetzesdemWohnungsamtunddamitdenWohnungsbe-¬
dürftigenentgehen .Interessantist eine Uebersichtüberdie Ursachender
Anforderung . AmhäufigstenwerdenWohnungenwegenBeendigungdesMietver-¬
hältnisses angefordert . Vonden 3733in den ersten neunMonatendesJahre
1924erfolgtenAnforderungenentfallen921aufdiesenUmstand. Anzweiter
Stellebildetmit815FällendievollständigeUntervermietungderWohnung
denAnforderunggrund.In659FällenwurdedieWohnungdeshalbangefordert,
weil der Hauptmieter gestorben ist .Unzulängliche Benützungoderüberzäh¬

ligeWohnräumewarenin 454FällendieUrsachederAnforderung.In280
Fällen handelte es sich umAnforderungenwegenLeerstehung .FünfzigAn- ¬
forderungenerfoigtenwegennachgewiesenerDoppelwohungen .Vonden3733
rechtskräftigenAnforderungenentfallen 1935auf Kleinwohnungen.Kleinere
Mittelwohnungen( dreiWohnräume)wurden465,grössere Mittelwohnungen( vier
Wohnräume)wurden130undWohnungenmit mehrals vier Wohnräumenwurden
67angefordert.Dazukommennoch1136angeforderteEinzelräume.DerRück¬
gangderWohnungsanforderungenbewirkt,dassdasSchwergewichtderstädti¬
schenWohnungspolitikimmermehraufdieGemeindeneubautenverlegtwer¬
denmuss.Eswirdimmerschwieriger,WohnungssuchendeinangeforderteWoh¬
nungenunterzubringen ,wodurchdie Notwendigkeitder Wohnbautätigkeitder

Gemeindeimmerdeutlichersichtbarwird.
. .DerStrassenbahnfahrpreisamMontag .AmMontag ,den8 .Dezember(Fei-¬

ertag )gilt aufdenstädtischenStrassenbahnenderWerktagsfahrpreis
Demnachgeltenan diesemTagedie Hin- undRückfahrtsscheine,Frühr
fahrscheineundWochenkarten.DagagenhabenFürsorgefahrscheinekeie
neGiltigkeit.
Der Wiener Fremdenverkehr im Jahre 1923 .Im abgelaufenen " ahresind
im Wien 417 . 394Fremde angekommen ,und zwar sind in Hotels 413 . 849

und in Pensionen und Sanatorien 4545 Personen abgestiegen .Inbei - ¬bemerkenswerte
den Kategorien ist im zweiten Salbjahre eine entschieden Steigerung
gegenüberdemersten albjahre zu konstatiren .Währendes imersten
Halbjahre 169 . 862Hotelfremde gab ,be trägt ihre Aahl imzweiten

Halbjahre 243 . 987 .In Pansionen hat sich die Zahh der Fremdenimzwei
ten Halbjahr1923gegenüberdemsrsten fast verdreifacht ,in denSana
terien verdoppelt .An erster Stelle stehen die Ankömmlinge aus den( 128 . 520 )österreichischen Bundesländern/ ,dannkommendie Fremdenausder

Tschecho-Slowakei(93. 523),Ungarn(52. 497)unddemDeutschenSeich
(30. 230).
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WIENERGEMEINDERAT
BürgermeisterSeitzeröffnetdieSitzungumfünfUhrundteiltmit,

dassdieAnträgeüberGewährungeinesZuschusskreditesvon210Millionen
KronenfürPostgebühren,übereinMehrerfordernisvonhundertMillionen
KronenbeibaulichenVeränderungeninderErziehungsanstaltEggenburg,
überdieRuhebezügedergewähltenGemeindefunktionäreundübereinGrund-¬
tauschübereinkommeninMeidlingohneWortmeldungangenommensind.

VizebürgermeisterEmmerlingreferiertüberdieHerstellungei-¬
nes Gleisprovisoriumsanlässlich des UmbauesderBrigittabrücke
wofüreinBaukreditven320MillionenKronenerforderlichist .
GeR .Schelz( chr .sez . )beanständet ,dassdieserKrediterst
jetztdemGemeinderatzurGenehmigungvorgelegtwerde,nachdem

dieArbeitenschenfastvollständigerledigtsind ,fernerdass
die Kreditefür alle mitdemUmbauder Brigittabrückeverbundenen
ArbeitennichtaufeinmalzurBewilligungvorgelegtwurden,sodass
einUeber blicküberdieKostendesUmbauesnichtmöglich
sei .Rednerbesprichtferner,dasneueVerbotwonachsichdieFahr¬
gäste nicht währendder Fahrt auf den Trittbrettern aufhaltendür¬

fene. R.Untermüller( chr-soz.)Wersolldenndasüberwachen?
. R.SchelzschliesstmittechnischenBemerkungenüberdenUmbau

derBrücke .
VizebürgermeisterEmmerlingerwidert,dassesnichtmöglichwar

als derUmbauderBrigittabrückeimGemeinderat
vefhandeltwurde,aucheineBerechnungallerBaukostenzubringen.
DerAktüezüglichdesGleisprovisoriumssei EndeOktoberausgearbei¬
tet wordenundgelangeerst jetzt zur Verhandlungweil er imtech¬
nischenAusschussenichtgleichvorgenommenwerdenkonnte.Alle

dieamUmbaubeteiligten FakterenhabendasBestreben ,
VerschiebungderBrückeseraschalsmöglichdurchzuführenumden
VerkehraufderalsenBrückeaufrechtzuerhalten.
DerReferentenantragwirdhseraufangenommen.von98. 182Stück
SteR .BreitnerberichtetüberdieErwerbung/jungerAktien

durchdieGemeindeanlässlichderKapitalserhöhungder„ Steinag" Aktiengesellschaftfür
SandsteinziegelundKunststeinindustriezueinemGesamtbezugspreise
von . 963,640 . 000Kronenundhebt dengrossenWertdieserAktion
für denZiegelbedarfder Gemeindehervor .Infolde derbekannten
VorgängeaufdemGeldmarkteseieineErhöhungdesAktienkapitales
frühernichtmöglichgewesen ,die Gemeindehätte wohlihrenAnteil

higungaufdemKapitalsmarkteingetretenundnachderAnschauungen
derernstenFaktorenbestehedieSicherheitja dieMöglichkeitdiese

TeilseinerBankschuldbefreitundwirdnichtmehrdiedrückendenSorjaldamokratenwürdemansagenmüssen,dassdieMehrheitaufdieseBankzinsenin den Ziegelnreis einzurechnenhaben .
. R.Huber( chr .soz . )zitierteineZeitungsnotizinderesheisst

WerkezubekämpfenundvonderLieferungaus-¬dieRaggendorfer

MüllerundüberdieRaggendorferwurdenurdeshalbderStreikverhängt,EhezwischenderWagunddenBankengelöstwerde,gehenletzteremitei¬
damitsie keinenAuftragerhaltenundausführenkönnen .HednerersuchtnemMilliardengewinnausdemGeschäft ,dassfür sie weiterkeinInterss
denReferentenumAufklärung.

GoRRudolfMüller(sez.Dem.)erklärt,erhabeindieserSa¬cheabselutgarnichtszutungehabt.Richtigsei ,dassderbekannte
Seigen-TrebitschdenVertragaitderBaugewerkachaftabgeschlossenaber
nichedievereinbartenZahlungengeleistethat .DaraufhinhatdieBau¬
gewerkschaftdenTrebitschbeimEinigungsamtegeklagtehneeinenErfolg
zuerzielen .DieArbeitererkläreninsolangedenStreikaufrechtzu
erhalten ,bisTrebitschdenKolektivvertragzahlt.

NachdemSchlusswortedesReferentenwirddieVorlageangenomemen .
St .R.BreitnerberichtetüberdenAnkaufdesimBesitzeder

WienerSankenbefindlichenletztenViertelsderAktiender„Wag"und
bemerkt ,dassschonseit derKapitalserhöhungvonzweihundertauf
vierhundertMilliardenKronendieBankenkeinenbestimmendenEinfluss
inderWagmehrhatten. JetztseidasOpponitzerWerknahezuvollendet
unddaerscheineeswünschenswert ,dassdieGemeindeauchäusserlichals
alleinige Inhaberin der Werkeerscheine .Daswar die UrsachezurErwer
bungderrestlichenAktien.DadasvondenBankenseinerzeitzurVer
fügunggestellteKapitalbeimBauderWasserkraftwerkeverwendetwurde,
konnteihnenjetztauchbeiderErwerbungder25ProzentAktieneinege¬
wisseValorisierungzugebilligtwerden,dasheisst,fürvierhundertKro¬nennominal ,fünftausendKronentel qualproAktie .DerReferenter-¬
suchtumGenehmigungdesAntrages.

. R.Kunschak( chr .soz . )erklärt ,dasReferatbereiteder
OppesitioneinehpheBefriedigung.DensiehabesichseinerzeitimJahre
1921alsdieørstenAnträgeaufSchaffungder„Wag" erstattetwurden
energischgegendieFormeinerAktiengesellschaftausgesprochenunddem
Gemeinderatezuerwägengegeben,obesnichtbesserwäre ,denAusbau
derWasserkraftwerkeineigenerRegiedurchzuführen.DerRednererörtert
dannausführlachdieKomunalesierungspolitikderChristlichsozialenun
terdemBürgermeisterDr .Lueger,erbesprichtdieGeschichtederGas¬
werkeundbezeichnetalseinenRumestitelLuegers,dasser trotzdes

BoykettsdesBankenkapitalesschliesslichdochalleHindernisse
besiegte .DieSozialdemckratenseienvomSozialisierungsgedankenweit
abgerückt,aberleiderauchvomKomunalisierungsgedanken,dennsiehaben
damalsdenVertragmitdenBankengemacht,einenVertragdersichspäter
alsvollkommenzweckloserwies,weildieBankenimentscheidendenMonen¬
te daserforderlicheBaukapitalfürdieWasserkraftwerkenichtbeistellen
wollten .ManmussteimWegeeinereigenenSteuer ,derWasserkraftabgabe
dieerforderlichenSummenaufbringen.Zuersthiesses ,dieGemeindekönne
dieWasserwerßenichtselberbauen ,weilsiedasUnternehmennichtzu
finanzierenvermöge,deswagenmüssesiedieBankanheranziehen;und
alsdiesgelungenwar ,ist wiederfestgestelltworden,dieBankenkönnen

dieAktiengesellschaftnichtfinanzieren,dasmussdieGemeindebesergen.
DurchdieAufbringungderWasserkraftabgabewurdendieBankenausder
Verpflichtung,dasKapitalbeizustellen,entlassenunddieGemeindever¬

einzuzahlenvermocht,aberdieübrigen60.ProzentderneuenAktienaltungkamindieLageriesigeSummen,diedieAbgaberesultierten,zu
wärenkaumunterzubringengewesen.NunmehristeinegewisseBeru-thesaurieren.DieseSteuergelder,diezumBauderKraftwerkeverwendet

wordensind ,fehlenjetzt unsererVolkswirtschaft,dassBetriebskapital
inunsererWirtschaftwurdegeschwächt,siemussteBankkreditinAnspruch

Aktienunterzubringen.DamitwirddasUnternehmenvoneinemgrossennehdenundihnmitunerhörtenZinsenhonorieren.InderTerminologieder
WeisefürdieBankenZutreiberdienstegeleistethabe .DieBankenhaben

dass die „ Steinag " sich merkwürdiger Konkurrenzmittel bediente um aber auch durch ihre Beteiligung an der Aktiengesellschaft „ Wag "Milli¬

ardengewinneeingeheimstundzwaraufdemindirektenWegeüberihreIn¬
zuschalten .ErsterAktienärder Steinagsei der GemeinderatRudolfdustrien ,die Lieferungenfür die Wagbesorgthaben .Wennheutedie

semehrhat .LeiderbleibendieWasserkraftwerkealseineAktiengesell¬



schaft bestehen .Viel besser wärees ,diese Werkeeinfach in denBetrieb
der Elektrizitätswerke einzuverleiben .Das ist es ,wasdenChristlich¬

ozialenmissfällt. Aberes erfüllt sie dochmiteinergewissenBefrie-¬
ligungdieMehrheitaufdemBodenderreinenKomunalpolitikzurückge
ihrt zu habenauf welchemvor nahezudreissig Jahren die grossenErfolge

für die Gemeinde Wien geschaffen worden sind .
Str .Breitmer :GemeinderatKunsenakhat dieGeschichte

seiner Partei erzählt unddabei begreiflicherweise beijenem
Kapitel eingehendverweihlt ,die das hystorische Verdientder
christlichsozialen Partei darstellt ,bei der Sozialisierungvon
Gas ,Eiektrizität undStrassenbahn .Es wäreverfehit ,
diese Dingedie geschichtlicheTatsschensind ,verkleinernoderwer-¬
kennenzuwollen ,allerdingsmussmanauchhinzufügen,dasses
auch inder christlichsozialen Partei führende Menschen gegeben hat ,

die an die grosse Verwaltungskunst Luegers nicht herangereicht

haben .Eskannauchfestgestelltwerden ,dasswirdie manjetzt
als Gegner und als Abtrünnige der Sozialisierung dargestellt hat ,
es im Jahre 1919gewesensind ,die eine andere Ehemit demBankkapi¬
tal verhinderthaben ,eineEhedienichtbestimmtwarNeueszu
schaffen ,sondern einen Teil des Gaswerkes in den Besitz der Ban¬
kan zu bringen ( sehr richtig ) .Wennes schwer ist sichZeiten
zurückzufufen,wiees etwajeneTagedesJahres1921warenals
überdiesen Gegenstandhier verhandelt wurde ,sogibtes
stenegraphischeProtokelleunddarinkannmannachlesen ,obauch

heutigedamals solche Anschauungenwiedie des GemeinderatsKunschak
in der Minoritätgeherrschthaben .Rednererinnert an dieAussprüche
des damaligenGemeinderatesDr .KienböckunddesGemeinderates
HofratSchmidt ,sowieKunschaksselber in der damaligenDebatte
diealseinenVorteilbegrüssthaben,wasjetztalsNachteilge¬
rügt wurde .Wasdie Bankenbetrifft ,so ,habensie dieVerpflich¬
tung einer Beistellung von ' 6Milliarden übernommenunddiese

Verpflichtunghabensie erfüllt .Siehabenausdrücklichinden
Verhandlungen an denen auch die Minderheit mitgewirkt hat ,sich
geweigert,sichaufPferdekräfteeinhustellenundsichaufeinen
bestimmten Kurs für die Uebernahmeder Obligationen festzulegen ,

Kreise welcherdieDenkweisederBankenauchkennen,warenvon
einem Optimismus gegenüber diesen Banken erfüllt .Rednerzitiert
abermalseinenAusspruchdesdamaligenGemeinderatesHofrat
Schmidt der die Intervention eines Bankankonsortiumsbegrüsst
hat .GemeinderatKunschakhat in einer Rededamalskonstatiert ,

dassderReferentunddieGemeindeWienunterdemDruckderVer
hältnisse so gehandelt haben wie sie es taten .Alle diese Zitate

beweisen,dasswirkeinenanderenWeggehenkonntenundwenndieVorlage
Minderheitdamalsdiesen zugestimmthat ,so hatsie
heute kein RechtVorwürfezu machen( Beifall ) .Wirsindheute
amZieleundimVerlaufediesesMonatesnochwirdderStromaus
den Opponitzerwerkennach Wienkommen( Beifall ) . Es wirdkein

Schandblattin der GeschichtedieserStadtverwaltungsein ,dass
wir in den Septembertagen 1921 als man die Dinge nicht rosig an¬

sah ,aber ohne ausländische Kontrolle ,ohne ausländischeKredit - ¬
hilfe und ohne ausländischen Berater ( sehr richtig )einWerk
beschlossen haben auf das stolz zu sein wir alle Ursachenhaben

und das heute zu verleugnen oder herabzusetzen dieMinderheit
keineVeranlassunghat .InsachlicherHinsichtbefindetsich
GemeinderatKunschakineinemIrrtumwennerglaubt ,dassdie
" Wag" weil sie als Aktiengesellschaft bestehen bleibt irgend

etwas mit der Betriebsführungzu tun habenwird .Es ist ausdrück¬
lich festgsstellt worden ,dass die Waglediglich eine Baugesell¬
schaftist unddasssieandemTage,andemdasWerkvollendet

se wird es den Elektrizitätswerken zur Führung übergebenwird .

DieWagistgarkeinHindernisfüreineeinheitlicheFührungdes
die

gesamtenElektrizitätswesenswir alle schondamalsalsnete
wendiganerkannt haben .Bei einer Liquidierung wärenungeheure
Steuern zu zahlen ,die sich nur im Strompreis ausdrücken könnten .

GemeinderatKunschakhatzumSchlussnochgesagt,dass
wirdiegrosseLügeaufrechterhaltenwollen ,dassdieWasser-¬
kraftabgabenunals eine Schuldder Wagverzinst wird .Auchdas
ist einIrrtum .Schenseit sechsWochenfindenbei denEäektri¬
zitätswerkenBerechnungenstatt umfestzustellen ,mitwelchem
ZinsfussewirdiesesAnleihen ,daswirgegebenhabenverzinsen
können,damiteinéVorteilfürdieBevölkerungherauskomme.Es
ist unserZiel ,dassdie Gemeindefür ihre eigenenKassenOpfer
bringe ,webeals selbstverständlichangenommenwird ,dassdie
Summendie aus der Waserkraftabgabeder Wagvorgestrecktwurden
eineVerzinsungüberhauptnichtfinden .Esist dieskeinüber¬
ragendgrosserBetrag ,wenngegenüberdenBaukostenvon400
MilliardenKronendie ErträgnissederWasserkraftabgabenicht
verzinst werden ,sondernwennwir diese Zinsenlosigkeitdiein
Wirklichkeiteinø StückAbschreibungist dazuhenützenumden
Strompreis möglichst herabzudrücken ,Wenndie Banken durchdie

LieferungenderIndustrieverdienthaben ,sostehtdiesdamit
in Zusammenhang,dassdieBankenHerrenübereinengrossenTeil
derIndustriesind .DasssindTatsachendiewirnichtgeschaffen
habenundauchnicht beseitigenodervermeidenkönnen .Hätten

wir die BestellungenimAuslandegemacht ,so hätten statt derin
ländischendie ausländischenBankenprofitiert .Es gehörtaber
mitzudensegensreichenWirkungendievondiesemBauausgegangen
sind ,dassunsereIndustriedabeibeschäftigtwurdeundtausende

WevonArbeiterndabeiihr Brotgefundenhaben .dieBankenunsda
bei imStichgelassenhaben ,wasgewissein Versuchwardiesozie
aldemokratischeGsmeindeverwaltungumzubringen,sohabenwirund
nichtgebeugt ,sondernausdereigenenWirtschaftheraus ,das
von Ihnen geschaffen wurde vergrössert und fortgeführt unddamit
die Grösse Wiensund das Ansehendieser Stadt behauptet( Stürmi¬
scherBeifall ) .

GeR ,Kunschak (chr ,soz . )berichtegttatsächlich ,dasser
in seiner damaligen Gemeinderatsrede gesagt habe ,mansei ausder
bisherigen Komunalisierungspolitikeigentlich zurBankisierungspoli-¬

tik übergegangen (Hört hört bei denParteigenossen ) .
DieAnträgedes Referentenwerdenhieraufangenommen.

BürgermeisterSeitz teilt mit ,dassdie GemeinderäteZimmerlund
GenosseneinenAntrageingebrachthaben ,in demverlangt wird ,dassdem
amtsführenden Stadtrat Breitner das Vertrauen des Gemeinderates zuver

sagen sei,da bis heute keine UntersuchungwegenderVeröffentlichung
vonSteuerdatenin der Arbeiterzeitungeingeleitet wordensei .

. . Zimmerl( chr .soz . )begründet diesen Antrag und sagt :Es ist be¬

kannt ,dass in der Arbeiterzeitungunter voller AnführungdesNamens
der Adresse und des Berufes ,die Steuerdaten von 56 Steuerträgern ver¬

öffentlichtwordensind. WirhabenimGemeinderatbeantragt,dassunter
sucht werden soll ,wer der Arbeiterzeitung diese Daten geliefert hat .
Damalshat Breitnerselbst erklärt ,er äusseresich überdiesenAntrag
in keinerWeise ,sondernüberlassedie BeschlussfassungdemGemeinderat
Aberder damaligeVorsitzendehat denGemeinderatunrichtiginformiert
indem er feststellte ,dass Breitner sich gegen den Antrag ausgesprochen

hätte . Eswurdeunser Antragabgelehnt . Wirhabendann denBürgermeister
ersucht ,dasser eineUntersuchungeinleitenmöge .DiesesErsuchenwurde
mit einer unrichtigen Begründung abgelehnt ,die ich mit demwienerische

Ausdruck„Redenwirvonwasandern "bezeichnenmöchte .Nichtnurdie
Steuerträgerbeschwerensich überdieseVeröffentlichung,sondernauch
Teile des Beamtenkörpersder Gemeinde ,die vondemschwerenVorwurf



DritterBogen

heit ,diedaraufhinausläuft,dieSchuldigennichtermittelnzulassen.undbinbereitaufmeineImmunitätzuverzichten,umdengerichtsord

Laienichteinlasse,istdieTatsache,dassUebertreibungenüberdiedessenAmtsbereichdieseSachegehört ,das' ertrauenzuversagen.

desMissbrauchsvonAmtsgeheimnissenbefreitwerdenwollen.DieBehand- . .Rotter(chr.soz.)ruft:DasisteinDreh' !
lungunsererAnträgeindieserSacheist eineVergewaltungderMinder- StadtratBreitner:IchstehefürdiesemeineBehauptungein
EsbliebunsdaherkeinandererAuswegübrig ,alsimSinnederVerfas- nungsmässigenNachweiszuführen,dassmeineAngabenrichtigsind.
sungdenAntragzustellen ,demamtsführendenStadtratBreitner ,in Vielwichtigeralsdasjuristischeundformale,aufdasichmichals

NachdieserBegündungwirdeinstimmigbeschlossen,dassüberden HöhederGemeindeabgabenrichtiggestelltwurden.Ichübernehmedie
Antragdie Debattezueröffnenist . volleVerantwortungfüralles,wasgeschehenist ,WenndieMehrheitdes

StadtratBreitner:IchhabeleidernichtvielHoffnung,dassdieserGemeinderates,obinöffentlicherodergeheimerAbstimmung,eineAender
Antragangenommenwird. rungderSteuerpolitikwünscht,dannbinichgernebereit ,zurückzutre¬

StadtratRummelhardt(chr. soz. )ruft:Ichweessnicht ,wieeinege- - ten. Solangediesnichtgeschieht ,werdenwirwiebishereineGe-
heimeAbstimmungausgehenwürde! meindepolitikverfolgen,welchedieBesitzendenunddieGeniessendenStadtratBreitner:WenninderVerfassungeinesolchegeheimeAb¬zudenLastendesFemeindekmushaltssostarkals möglichheranzieht
stimmungvorgesehenist,sobinichgernebereit ,michaucheinersol¬ unddieBesitzlosensowenigals möglicherfasst .(StürmscherBeifallchenzuunterziehen.Icherkläre,dassichfürdieseAngelegenheitselb¬beiderMehrheitMinutenlangeRufe :HochBreitner!)stverständlichvollundganzdieerantwortungübernehme.Weitüber
die juristische undformaleBedeutungüberdieichmichalsLaiezuäussernablehneunddoejaübrigensvom
HerrnBürgermeisterin seinerInterpellationsbeantwortungeingehend

. R.Nachtnebel:isthiereinzuschalten,kommtabererstnachdem
ReferatKunschak!StadtratKunschak(chr.soz.):AlsParteimannverzeichneichdieses

behandeltwurde kommtdiesachlicheBedeutungEreignismiteinergewissenPefriedigung .AlsGemeinderatbedauereich
esaufstiefste .DeramstführendeStadtratBreitnerhathierGrundsätzediesesFallesinBetracht.Wirmüssendocheinmalprüfen,warumdendieaufgestellt ,dieichfürseinRessortalsbindendbetrachtenmuss.Erdie formal6Minderheitin so grosse Erregunggeraten ist . Schonseit Wochenwird sagte ,diejuristischeSeitewolleer weiternichterörtern .Fürihn

ein förmlichesKesseitreibengegendie Gemeindegeführtundimmerge¬ kommenurdassachlicheMomentin Betracht .InWirklichkeitistaus
sagt ,dass durchunsereSteuerpolitikweiteKreisevonGewerbetreiben¬
denzugrundegerichtetwerden.NichtdieFolgeerscheinungendesKrieges,

seinenAesserunghervorgegegangendaspolitischeMoment.WennGemeinde¬
rat Nachtnebelheutesogesprochenhat ,soist diesverständlich ;erise

sonderndie Folgeneiner rücksichtslosenSteuerpolitiksindes ,die nurGemeinderat. StadtratBreitnerist abereinbeamtetesOrgan,dasvor
breiteMassenvonGewerbsleutenruinieren ,sowirdimmerwiederhinaus- al emmdie gesetzlichenBestimmungeneinzuhaltenhat .DaspolitischeMom
pssaunt .In einer Kundgebung ,die sich von anderen ' eranstaltungenda¬ mentkommtfür ihn überhauptnicht in Betracht .Er steht nicht hierars
durchunterschiedenhat ,dassdieTeilnehmerschondurchihrbesseres Gemeinderat,sondernalseinbeamteterFunktionär.Erhataberselbst
Ausseresaufgefallensind ,wurdebehauptet,dassdieGemeindesteuernerklärt ,dassfürihndaspolitidcheMomententscheidendsei .
denGewerbestandzugrunderichten .DaraufhatdieArbeiterzeitungeine AufGrundseinerArgumentationmüssen

AnzahlvonFällenveröffentlicht ,die zeigen ,dassdieSteuerleistung wir heuteaussprechen :WirkönnenzumStadtrat Breitnerauchpersön¬
dergrossenMassederGeschäftsleutein garkeinemVerhältnissteht , lichabsolutkeinVertrauenmehrhaben.DieGesetzemüssenbeachtezuderHetze ,diegegendieGemeindebetriebenwird .Ichkannfest¬ werden .Wenner die ausdiesenGesetzenfür ihnerwachsendePflichtstellen ,dasseineamtlicheUeberprüfungergebenhat ,dassalleAngabennichtzuvertragenvermag,sobleibtihmnurdasMittelausseiner
der Arbeiterzeitungvollkommenrichtig sind .Esist nunwichtig amtlichenStellungzuscheiden .NachdenErklärungenBreitnersdassnachdieserVeröffentlichung,sichdiegeplanteSerie ist esfürmichvollkommenkäår ,eshatsichkeinBeamtergefunden,vonPro tetskundgebungengegengdieungeheurenSteuerdruckderJemeinde

iedrigen Steuerbeträgeder ni
in Versammlungengegendie Veröffentlichung/verwandelthat . Eshatsich

gewaltigérSzenenwchselvollzogen .DieHerrenhabenplötz-¬alsoein

der sein Amtmissbrauchte ,der sein Gelöbmisgebrochenhat .( Beifall
heiderOpposition).DieBeamtenhabenpflicitgemässdasMaterial
demHerrnStadtratBreitnerübergebenunder hates derOeffent¬lichkeinWortmehrüberdiehohenGemeindeabgabengesprochen.Dieser lichkeitübermittelt .DurchseinVerhaltenhater sichselbstAnSachekommtauchvorallemeinegrossewirtschaftlicheBedeutungzu . einevölligunhaltbareSituationbegeben.DennerhatunsimFinenzWerdenin irgendeinemGeschäfteübertriebenePreisegefordert,soge¬ ausschusswiederholtSteuerdatenunter der ausdrücklichenBedingung

schieht dies meist mit demHinweis ,dass die Gemeindeschuld daranist .
Ichbinüberzeugt,dassMenschen,dieam. NovambergegendieGe¬
meindeabgabendemonstrierthaben ,gar nicht ,wassie zahlen .Hät -

mitgeteilt ,dasssiestrengvertraulichbehandeltwrden.Wirhaben
dasgetreulichgehaltenundüberdieseDatennichteinmalinunserem
KlubMitteilungengemacht.Unsist es auchoft politischunerträglichtensiedenRechenstiftzuHandgenommen,dannwärensieselbstdarauf
gewesen ,hier Angriffezu vernehmenundschweigenzu müssen ,wenngekommen,wiegeringfügigdieGemeindeabgabensind .Sicherlichgibtes notorischeUnrichtigkeitenvorgetragenwordensind ,schweigenzueineZahlvonLeuten ,die alle Ursachehaben,mitunserenSteuerpolltik müssenin Kenntnisder Tatsachen.Ichverkennenicht ,dassdemunzufrredenzusein .EssinddieBesucherderNachtlokale,derBarsund HerrnStadtratBreitnerseineSituationinpolitischerHinsichtune

dieReichendieserStadt ,diewirmitvollerAbsichttreffenwollen .Es leidlichgewordenist .AberdasgibtihmnichtdasRecht ,dieimist geradezuimöffentlichenInteressegelegengewesen,dassdieBevöl- anvertrautenamtlichenMaterialienderOeffentlichkeitzuüberantworte
kerungerfährt ,wiehochdieSteuernderGemeindewirklichsind .Wiehat Er hat seine Verschwiegenheitspflichtgebrechen .WundernsiesichdenndieserRummeleigentlichbegonnen?Damit,dassichdasVerlangende nicht ,wennweit überdenRahmendieses Saaleshinaus ,bis indasVorstehersder Gastwirtegenossenschaftrundwegabgelehnthabe ,dieSteu AuslanddasAnsehenderGemeindeWiendurchsolcheTatsachenge¬erderLuxubetriebeineineAbgabefüralleGasthäuserumzuwandeln, schädigtwerden.( BeifallbeiderOpposition).StadtratBreitnervonderdannauchdieklenstenBetriebewordenwären. meintwirhättendenMutverlorenundflüchtenunsjetztauf



GebistderSteuerveröffentlichungen .Erbefindetsichineinem
grossen Irrtum wenn er glaubt ,dass die Auflehnung gegen seine Steu - ¬

erpolitik mitder Kundgebungder GewerbetreibendenvordemRathause
erschöpft ist .Ich habe hier einen Brief von 250 Angestellten ,des

Betriebes Ronnacher ,vondenennicht ein einzigerchristlichsozial
organisiert ist .Sie haben sich an mich gewendet ,weil auchsie
dasGefühlhaben ,dasseinevernünftigeAnpassungderkemunalen

Steuerpolisik an die gegenwärtigenVerhältnisssdiesen 250Angestell-¬
ten eine Existenzmöglichkeit bieten könnte .Und der Preis dieser

Menschenerweitert sich .Die VersammlungenderGastgewerbeangestellten
Hotelangestellten ,der BuchdruckergehilfenundChaffeurezeigen ,

dass der Kreis des Wiederstandesundder AuflehnunggegendieSteuer-¬
politik der Gemeinde sich erweitert .Das ,ist eine Tatsache ,die sich

nicht aus der Weltschaffenlässt .( StürmischerBeifall beiden
Christlichsozialen ) .. R.Nachtnebel( Soz . ) :Alswirdie Verwaltungdieser Stadtübernom-¬
menHaben,fandenwirleereKassenvor- WirhabendannimInteresseder
breitenMasseneineFinazpolitikgemacht ,die freilich denUnwillender
Minderheit erregt hat und noch heute erregt Sje können über unsere

Steuernschimpfen,abersie könnennichtleugnen ,daswirin derschwer-¬
stenZeitviel gaschaffenhabenundimmervonderredlichstenAbsicht
getragensind ,demarbeitendenVolkzu helfen .DiesesVolkhatbei - den
letzten Wahlenabermals ents chieden ,dass Wiensozialdemokratisch ver¬

waltetwerdensoll undso der Politik ,die wirbereits fünfJahrein
diesemHausüben ,zugestimmt.DieWienerBevölkerunghat unsdasVertrau
en ausgesprochenunddaher kannich namensmeinerFraktionerklären ,
dasswirgegendenAntragstimmenunddaswirdie Steuerpolitikunse¬
resFreundesrestlosdesken ,weilsie auchunserePolitikist ,Wennwir
dies tun ,dannwissenwirunseinsmitdemgrösstenTeilderWiener ,mit
demständig in Fühlungsind .( LebhafterBeifall bei derMehrheit )

Bürgermeister Seitz :Es ergibt sich aus der Diskusion ,
dassdieErörterungzweiFragenbehandelthatseineformaljuristi¬
sche und eine rein sachlich finanzpolitische .In sachlicherund
finanzpelitischerHinsichthat sichStadtratBreitnergeäusserg
und er hat als Laie ganz richtig die Erörterung der formaljuristie
schenSeite abgelehnt .GemeinderatKunschakhat dieseSeite derFrage
abermalsin demBereichseinerErösterungengezogenunddamitzu¬

gleich auchdie InterpellationsbeantwortungdurchdenBürger¬
meister .Ich kannnur . wiedersagen ,dassich demGegenstandeiner
gemnauenPrüfungvonFachmännernundgewiegtenJuristenhabeunterzie-¬

lassen und dass die Unterpellationsbeantwortungdurchhen
den Bürgermeisterauf Grunddieser Prüfungerfolgt ist .DiesePrüfung
hat ergeben ,dassgegendenVorgangformaljuristisch inheiner
Weiseeine Einwendungerhobenwerdenkann ,dass er vollkommenunan¬
fechtbar ist .Ich habe die Pflicht diese Tatsachefestzustellen .

GeReSchersch ( soz . dem. ) :Aufeinen ZwischenrufdesKolleger
Müller ,dasshier ein Schauspielgebotenwerdehat KollegeZimmerl
gesagt ;es ist ein Drama .Ich gebe ihmrecht ,es ist ein Drama ,ein
DramawahrerinnerlicherUeberzeugung ,die auf Ihrer Seitelängst
nicht mehr besteht .Ich bahaupte dass Sie entgegenIhrer

innerenUeberzeugung,diesenganzemSteuerrummelinszenierthaben
WennSie die Behauptungaufstellen ,dass die Steuerleistung derGe¬

werbetreibendenandieGemeindeWienunerträglichist ,dassdadurch
die Geschäfteruiniert unddie Gewerbetreibendenzugrundegerichtet
werden ,dannwiderspricht diese BehauptungIhrer innerstenUeberzeu
gung .ErkundigenSiesichbeiirgendeinemGewerbetreibendenundSie
werdenüberall hören ,dass erst durchdie VergebungkomunalerArbeiten

die GewrbetreibendenBeschäftigungerlangthaben .DasssindTatsachen
die Sie nicht bestreitenkönnen .GegenüberdemHerrnGemeinderat
KunschakbezüglichderAngestelltenRonachersist festzustellen,dass
die Krise in diese Betrieb auf andere Gründezurückzuführenist ,und
dass der poinischeJude ,der seinerzeit denRonachergekaufthat

durchübertriebene Pachtforderungenden weiteren Betriebdieses
Etablissementsunmöglichgemaehthat .Ichverweissaufdie grosseVer-¬
sammlungder Betriebsräte der Angestelltenschaft des Gast - undSchank¬
gewerbes ,die kürzlich getagt hat . Dorthabensiebenhundertarbeitende
enschendiewahrenUrsachenderKriseindiesemGewerbeaufgezeigt

unddiesindkeineswegsindenGemeindeabgabenzusuchen.WennSiedie
Tatsachenehrlich prüfen ,dannmüsstenSie selbst zugeben ,dass diePo¬

leben .
litik der Gemeindees der Bevölkerungerst überhauptmöglichmachtzu

Vergleichen Sie wie in anderen Städten die Kleingewerbetreibenden
Beschäftigung haben mit den Wiener Verhältnissen und Siewerden

der Gewerbetreibenden

finden,dassdieVerdienstmüglichkelten/dieserStädtegegenüber
Wiengaradezuverschwinden ,Ich sprechehier nicht namensder
sozialdemckratischen Arbeiter allenn ,sondern für die gesamte Be¬

völkerung ,die mir zustimmenwird ,wennich sage :MachenSiewas
Sie wellen ,der Breitnerbleibt undwirdunserhaltenbleiben
StürmischerBeifall ) .

BeiderAbstimmungwirdderAntrag ,demamtsführenden
Stadtrat Breitnerdas Vertrauenzu versagen ,gegendieStimmen
derChristlichsozialenabgelehnt .DieMehrheitapplaudiertstür
mischundviele ihrer Mitglieder eilen auf Stadtrat Breitnerzu
und geglückwünschenihn .Die Christlichsozialen ergehen sichin

vielenZwischenrufenundGemeinderatRummelhardtruft :DerSpeiser
treibt ihmdie Gratulantenzu .

. R.Broczyner( soz. dem. )berichtetübereineA
der Satzungen des Kreditvereines der Zentralsparkasse derGemeine
Wien,nachwelcherdieHöchstgrenze,biszuwelcherdenKredit¬
vereinsmitgliedern Kredite eröffnet werdenkönnen ,für dieDauer
ausdergewöhnlicherwirtschaftlicher Verhältnisse ,insbesondere
mitRüchsichtaufdieSenkungdesGeldwertes,mitGenehmigungder
Aufsichtsbehärdeauf150MillionenKronenerhöhtwerdenkann

. R.Tahesch(chr .soz. )regtan ,esmögedemGemeinde
das Rechteingeräumtwerdendie Zifferngrenzefestzusetzen ,

DerReferentantgegnet ,dieseAnregungseizweifellos
erwägenswert,aberes sei fraglichobdieAufsichtsbehördeeiner
solchenKautschukbestimmungzustimmenwürde.

DerReferentenantragwirdsodannangenommen
Der Vorsitzende teilt mit ,dass Punkt 6( Zuschusskre

dit von369Millionenfür Lainz )wegenVerhinderungdesReferenten
Dr .Friedjung vonder Tagesordnungabgesetztwurde .

NacheinemReferatdesGemeinderatesHiesswirddem
Kaiser -FranzeJosefAmbulatoriumundJubiläums -Spitalanlässlich
des 50jährigenBestehendeine ausserordentliche Subventionvon
25 MillionenKronenbewilligt .EinAntragdes GemeinderatesPaus
litschke( chr .soz . )dieSunventionimHinblickaufdiesegensreiche
TätigkeitdieserAnstaltmit50Millionenzubemessenwirdange-¬

lehnt .



nschik(soz.dem) roferiertübereinenZuschuss¬
kredit en 550Millionenfür EI SebäudserhaltungsarbeitenimKran¬
kenhausederSadtWieninLainz.

GeReAngermayer( chr .soz )hat gegendenZuschusskred
gelbst nichts einzumenden ,obgleich die Zahl der geforderten Zu¬
schusskreditein derZeit der Stabilität der Kroneallzu grossist .

RednerwünschtAuskunftobdieGrüchtewarsind ,dassdiegrossenWerk
stätte im Lainzer Versorgungshaus wieder geteilt werden soll - .Es

wärendanndiebedeutendenäusgabenfürdieInvestitionenungerechte
fertigt gewesene

G-R ,Jenschikkonstatiert,dassdieWerktsättenicht
geteilt sondernnur in ihremUmfangverringert wird undtwardeshalb
weil gräsøere Ärbeiten in der letzten Zeit fertiggestellt wurden ,
weshalbdieWarkstättennichtmehrin demgegenwärtigenUmfange
erhaltenwerdenmüssen .Eswirdjetzt wiedervers icht werdenArbeiten
anKontrahentenderGemeindeWienabzugeben.DieBeschwerdeüberdie

HäufigkeitderZuschusskreditewäreungerechtfertigt ,weilsichoft
erst imLauferder ArbeitenGebrechenandenObjektenzeigen

Die Anträge des Referenten werdenangenommene
. R.Michalbeantragtdie GenehmigungdesUmbaues

der vierundzwanzigKabelfelderder fünftausendVolt -Drehstromschalt-¬
denerstenAbwanddes Kraftwerkes Engerthstrasse undfür

schnitt einen Sachkreditvon3,000 MillionenKronendessenBedekkung
aufdielaufendenBetriebsmittelnverwiesenwird,

GeR,Angermayer( chresoz . )hatgegendenUmbauselbs
nichts einzuwenden ,spricht sich aber über die Ärt der Bedeckungaus

den laufenden Betriebsmitteln aus ,Dieser Vorgangsei wedervom
kaufmännischernochvonsizialpolitischenStaadkunktzurechtfertigen
DieGemeindenützeihreMonopolstelleallzusehraus ,Eswärebesser,

tionsfürderartigeZweckeInvestianleibenaufzunehmen.Rednerwünscht
über diesen Gunkt eine getrennte Abstimmung ,da seine Partei gegen

nichts einzuwendenhabe ,sondernnur der Art der Bedeckungihre
Zustimmungversageno das

. R.Michaelerinnertdaran ,dassElektr :: itätswerk
in der Engerthstrasse aus demJahre 1908atammeunddassmanche
seiner Einrichtungen infolgedessen veraltet sind .DerErneuerungs - ¬

fondder vordemKriegebestandenhat ist jetzt entwertetundkann
handélenichtherangezogenwerden.Es sichhiernurumeineVer¬

besserungdesBetriebesdiedenKondumentenzugutekommt.Einediesem
Erhöhung des Strompreises aus Titel ist nichtzuerwarten,
sonderndie Modernisierungwirdebenverhüten ,dasseinesolche
Erhöhungeintritt .Mankannnicht sagen ,dass die Gemeindeihreung
Monopolstelausnützt ,daderStrompreisgegenwärtigdochweit¬
aus niedriger sei als der Stromder Vorkriegszeit ,Damalsbetrug
er über 1000Kronenin heutiger Währungpro Hektowat ,derheutige
Preis von .über 500 Kronenstellt gegenüher derVorkriegs¬
zeit eineVerbilligungvonüber40Prozentdar .

BeiderAbstimmungwirddersachlicheTeildesAn¬
trages einstimmigundder Antragder Art der Bedeckungmitden
Stimmender Mehrheitangenommen .

. R-Nachtnebel( soz -dem- )beantragtdieAn-¬
Zweiphasenschaffung und Aufstellung eines Drehstroms - ¬

Oeltrnsformatorsvon5000KVALeistungbei 5000 /2000Vollsamt
ZubehörunddieBewilligungeinesSachkreditesvon1200Millionen
dessenBedeckungauf die laufendenBetriebsmittelnderElektrizi¬
tätswerkeverwiesenwird.

. R.Angermaver( chr -soz . )beantragtauchdiesmal
einegetrennteAbstimmungumgegendie ArtderBedeckungzuprotes¬

tieren - ¬
GeR.NachtnebelverweistaufdieArtwieder

StaatseineMonopolstellingewissenBetriebenausnützeundwieermitdenPreisenindieHöhegehe.
HieraufwirddieAnschaffungeinstimmig,dieBedeckunmitdenStimmenderMehrheitangenommen-.

. R .Reisinger ( soz - dem. )referiert über dieAne
schaffungvon30 einhängbarenSchneepflügendurchdiestädtischen
Strassenbahnenunduerlangt die Genehmigungeines Kreditesvon
132Milliarden.

. R.Angermayer( chr -soz - )findet ,dassderAntrag
vielzuspätvorgelegtwerde,wenndieSchneepflügenochfürdenheu
rigenWinterdienensolldn -DieBestellungmüsstebereitslängst
gemachtsein .

. R.Reisinger( soz-dem)erwidert,dassdieAn¬
gelegenheitdurchdenFinanzausschussunddenStadtsenatgegangen
sei ,dieBestellungenseienschonerfolgt.

. ReAngermavesDannwirdderGemeinderatzur
Farceherabgedrücktunddagegenprotestierenwir.

DieAnträgewerdenangenommen.
. R.Reisinger(soz-dem)beantragtdieAufstellun

eines Phasenschiebers im UmspannwerkMeidling der städtischen Elek¬
trizitätswerkeundBewilligungwonesKreditesvon. 000Millionen

Kronen.
. R.PanoschschliesstsichdemProtesteAnger-¬

mayersgegendie Art der Bedeckungaus laufendenBetriebsmittelnan
undwünschtgetrennteAbstimmungüberdie AnschaffungselbstunddieArtderBedeckung.

DieReferentenanträgewerdenangenommen.
BürgermeisterSeitzteilt mit ,dassderZu¬

schusskredit von 122 Millionen für Betriebszwecke desstädtischen
Wächereibetriebesdebattelosangenommenwird.

GeR. Zimmerltchr,soz)NachtragzuseinerRedeaufBogen2und3:
Durch die Veröffentlichung dieser Steuerdaten kann sich je¬

dermannmitWeichtigkeitausrechnen ,wiedie Betriebsverhältnisseder
angeführten Geschäftsleute sind .Ich verweise übrigens auf denPara¬
graphen7 desFürssggeabgabegesetzes,woes ausdrücklichheisst ,dass
die Pemmtenalle Mitteilungen ,die ihnenbei ihrenErhebungeninden
Bstriebenzukommen,alsvertraulichzubehandelnhabenGeradedasist
abernichtgehaltenwordenunddarumsindwirgegendieseVeröffent-¬
lichungaufgetreten.



Stadtrat Siegelbeantragtdie VenehmigungvondreiWohnhausbauten
Essoll imsiebentenBezirkin derBernardgasseein Wohnhausmiteinem
Kostenaufwandvon4040MillionenKronen ,in der Brigittenau ,Denisgasse ,

ein Wohnhausmit einemAufwandvon17 MilliardenundinFloridsdorf ,
Brünnerstrasse-PytkagasseWohnhäuserin Verbidnungmitder Anlageeine
MarktesmiteinemKostenbetragvon54 . 1MilliardenKronenerrichtet

werden.
. . Stubianek ( Soz. )sagt ,dass im siebenten Bezirk sichElends- ¬

wohnungenbefinden,diemitvollemRechtmitdenenLichtentalsvergli-¬
chen werdenkönnenEs ist begreiflich ,dass sogar AmtsorganedieseWoh¬
nungenals unegeeignet für menschlichenAufenthalt erklärenmüssen .
In diesemBezirkgibtes vieleHäuser ,diegarnichtunterkellertsind ,
wodurchdie Wändeder Wohnungennasssind .DadurchwirddieGesundheit
der Menschen ,die in solchenHäusernwohnenmüssen ,arggefährdet .

. .Schelz(chr.soz . )bemängelt,dassdasProjektdesWohnhauses
in der Denisgasse fünf Geschosse hat und die Zimmernur 248Meter

hochsind .
VizebürgermeisterHossbezeichnet es als wünschenswert ,dassin

Eloridsdorf ein zweckmässigerMarkterrichtet werde .Es sollenaber
auchMarkthütten ,die dauerndenBestandhaben ,geschaffenwerden .DieGe- ¬
schäftslokale in diesem Neubaubesitzen nur den vorderen Eingangund
es wärezweckmässig ,dass schonjetzt vorgesorgtwerde ,dass später ,wenn

die notwendigenTürender InhaberdesLokalsdieswünscht,
angebrachtwerdenkönnen .Eswäregut ,dasProjektdochnocheinmalzu

überbrüfen .
. . Huber( chr .soz . )wünscht,dassdieLedigenheimeinjedemStock¬

werkindieWohnungeneinbezogenwerdensollenundverlangtAuskunft
überdenZementdiebstahlundfordertdanndenamstführendenStadtrat

undSiegelauf ,beiVergebungvonGemeindelieferung/ArbeitendieKontra-¬
hentensichgenauanzusehen

BezirksvorsteherBretschneider(soz)begrüsstdieAnlagedesMark-¬
tes ,weildadurchein dringendesBedürfnisdesBezirkesFloridsdorf
erfüllt werde .WasdenWohnhausbauanlangt ,so wäreeswünschenswert

die Kritiker dieses Projekt nachFloridsdorfzu führenunddawürden
sie erkennen ,dassdieserBauein grossesStückWohnkulturist .Die
ZahlderGeschäftslokalein denHäusernderGemeindeist eherzuge¬
ring ,alszugross .InFloridsdorfselbstwirdoftfüreinkleines

AblöseGreilsGreislergeschäfteine vonhundertMillionenKronen
verlangt. DagegenspielendieMieten,dievonderGemeindeverlangt
werden ,gar keineRolle .

. .Zimmerl(chr.soz.)befürchtet,dassindemneuenHausinder
BernardgasseBewohnerNeubausnurzumgerkngstenTeileineWoh¬
nungerhadtenwerdenundwünschtAuskunftdaruber,obwirklichdieGe-¬
meindevonnunanin ihrenHäuserndenMieterschutzanerkennenwolle.

StadtratSiegelWasdenZementdiebstahlsanlangt,soistesrichtig ,
dassderKontrahentderGemeindemehrereFuhrenZementsichangeeig-¬
nethat . DerbisherfestgestellteSchadenist zwölfMillionenKronen,
dochist alle AussichtvworhandeneinengrossenTeilgutzumachen ,weil
der gestohleneZementan eine Reihesehr ehrenwerteGewerbetreibende
zu sehr niedrigenPreisenverkauftwurde .Ich habehier die ganzeListe

dieserKäuferundgegeneinigeist auchdasgerichtlicheVerfahrenwe¬
genbedenklichenAnkaufseingeleitetworden.

DenneuenWohnhausbautenwurdesodannzugestimmt.
NachneinemeaferatdesStadtratesSiegelwirdfürdenstädtischen

Lastkraftwagenbetrietein Zuschusskreditvon377MilliardenKronente -¬
willigt ,wobeiGemeinderatBinder(chr. soz. )verlangt,dassin derBrigit¬
tenaueineGaragebessétigtwerdensoll ,weilsie dorteineGefahrbes

deute . s von210Millionewäl
DieSitzungwirdum211UhrnacHtsgeschlossen .iene
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